Verhandlungsschrift

Nr. 2/2004

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Freitag, den 04.03.2004.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeinderat
Mayer
Helmut

8. Gemeinderat
Reitsamer
Robert


9. Gemeinderat
Hellermann
Norbert

10. Gemeinderat
Staffl
Michaela

11. Gemeinderat
Puscher 
Stefan


12. Gemeinderat 
Klinger 
Martin 

13. Gemeinderat
Voggenberger
Franz

14. Gemeinderat
Brandstötter
Alois

15. Gemeinderat
Bauer
Franz

16. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


17. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

18. Gemeinderat
Sutter
Anna Maria

19. Gemeinderat
Fuchs
Walter

20. GR-Ersatzmitglied
Maier
Johann (für GR Altmann Anna)

21. GR-Ersatzmitglied
Fuchs 
Johann (für GR Schober Johann)

22. GR-Ersatzmitglied
Katsch
Josef (für GR Standl Franz)


23. GR-Ersatzmitglied
DI Thür
Albert (für GV Schwaiger Wolfgang) 

24. GR-Ersatzmitglied
Hager
Johann (für GR Winkelmeier Johann) 

25. GR-Ersatzmitglied
Ofenböck 
Gabriele (für GR Linnerth Hans Dieter)


Es  fehlen:

· GR Altmann Anna (entschuldigt) – dafür EM Maier Johann

· GR Schober Johann (entschuldigt) - dafür EM Fuchs Johann

· GR Standl Franz (entschuldigt)- dafür EM Katsch Josef 

· GV Schwaiger Wolfgang (entschuldigt) – dafür EM DI Thür Albert 

· GR Winkelmeier Johann (entschuldigt) – dafür EM Hager Johann

· GR Linnerth Hans Dieter (entschuldigt) – dafür EM Ofenböck Gabriele

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung nicht im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) zwischen 19.02. und 24.02.2004 an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 20.02.2004 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 1 vom 23.01.2004 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird Herbert Nagl bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Hellermann Norbert

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgendes Ersatzmitglied wird durch den BM angelobt:

Grabner Manfred (SPÖ)

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Beschluss des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für 2004 
(Fin-902)

2. Genehmigung des Mittelfristigen Finanzplanes 
der Gemeinde Lengau 


(Fin-902)

3. Genehmigung des Rechnungsabschlusses für das Haushaltsjahr 2003.


(Fin-904-0)

4. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses über die durchgeführte Kassenprüfung vom 16.02.2004.

















(Gem-014-0)

5. Genehmigung des Kaufvertrages Fleischmann/Erhart für den Ankauf des Grundstückes 109/1, KG Friedburg mit einer Restfläche von 1.467 m² gemäß Grundsatzbeschluss vom 07.04.2000




















(Gem-840-1)

6. Grundsatzbeschluss für den Tausch einer Teilfläche aus dem Grundstück 109/1, KG Friedburg (früher Erhart/Fleischmann) mit dem Grundstück 112/1 der Ehegatten Franz und Berta Voggenberger.
















(Gem-840-5)

7. Betreubares Wohnen Friedburg – Abschluss einer Betreuungsvereinbarung mit dem Hilfswerk Munderfing. 
















(Soz-420)

8. Entscheidung über den Beitritt der Gemeinde Lengau zum Projekt „Europäischer Pilgerweg“ des Regionalverbandes Salzburger Seengebiet. 









(Gem-616-1)

9. Grundsatzbeschluss betreffend den Anschluss der öffentlichen Gebäude in Friedburg an ein Biomasse-Fernwärmenetz.













(Schul-2112-0)

10. Auftragsvergabe für die Ausarbeitung einer Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeitsstudie für den Einbau eines wassergetragenen Heizungssystems in der Volks- und Hauptschule Friedburg, Kindergarten Friedburg und Gemeindezentrum.








(Schul-2112-0)

11. Gehsteig Mittererb – Beschluss zur Durchführung der Grundablöse und Beschlussfassung zur Errichtung.

















(Gem-616-2)

12. Sanierung der Volks- und Hauptschule Friedburg – 3. Bauabschnitt (Wärmedämmung für Volksschule und Zwischentrakt) – Beschluss eines Finanzierungsplanes lt. Schreiben der O.Ö. Landesregierung, Abteilung Gemeinden vom 02.02.2004, AZ: Gem-311021/313-2004-Rei/Pl.




















(Schul-2120-0)

13. Energiewerkstätte GmbH, 5211 Heiligenstatt 24 – Antrag zur Änderung des Flächenwidmungs-planes auf Ausweisung als Sondergebiet des Baulandes für 4 Standorte einer Windkraftanlage – Einleitung des Verfahrens.













(Gem-031-0)

14. Antrag der ÖVP-Fraktion um Aufwertung des Finanzbeirates in einen Ausschuss für Finanz-angelegenheiten.















(Gem-004-4)

15. Unterschriftenliste – Johann Anglberger, 5211 Unterehreneck 2

a) Grundsatzantrag – Durch den Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer.















(Verk-611-0)

b) Umfahrung Lengau L1044 Baier Straße: Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates über die Enteignung der betroffenen Grundstückseigentümer 
(Verk-611-0)

16. Unterschriftenliste – Johann Anglberger, 5211 Unterehreneck 2

a) für eine bahnnahe Aufschließung zur Firma Palfinger (Römerweg oder Lastenstraße).























(Verk-611-0)

b) für eine Verbindung Fa. Lugstein und Fa. Palfinger (Dass der LKW- und PKW-Verkehr nicht mehr durch den Ort Lengau fahren muss).










(Verk-611-0)

17. Allfälliges

DRINGLICHKEITSANTRAG: 

Der BM verliest den Dringlichkeitsantrag vom 27.02.2004 (ANLAGE 4) und stellt den 

A n t r a g 

auf Zustimmung diesen Dringlichkeitsantrag im Rahmen der heutigen Sitzung unter Allfälliges  

zu behandeln.

Abstimmungsergebnis: dem Antrag stimmten zu:     25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig genehmigt.

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Beschluss des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für 2004 
(Fin-902)

Der BM weist darauf hin, dass der Haushaltsvoranschlag und der Dienstpostenplan für das Jahr 2004 in der Sitzung des Finanzbeirates am 6.2.2004 vorberaten wurde und der Entwurf den einzelnen Fraktionen zugegangen ist. Er verliest den Bericht zum Voranschlag und ersucht um Debattenbeiträge. 

GR Thomas Ofenböck zeigt sich erfreut über die in der Zwischenzeit geführten Gespräche und die dabei zustande gekommene Einigung. Er weist darauf hin, dass sich die seitens des Landes ursprünglich angekündigten Zuschüsse für den Kindergartenbau Schneegattern geändert haben. Die im Voranschlag präliminierten Kosten für die Umfahrung Lengau von € 200.000.— erachtet er weiterhin als negativ. Diese Beurteilung betrifft auch den Mittelfristigen Finanzplan (TOP 2). Er kündigt daher an, dass zwei Mitglieder der BWG-Fraktion bei der Abstimmung den Saal verlassen werden. 

GV Michael Weber ist ebenfalls froh über die erzielten Einigung und dass auch die BWG-Fraktion zumindest teilweise zustimmen kann. Als Vorteil erachtet er die Tatsache, dass nicht auf Betriebsmittel zurückgegriffen wird. Als weitere Konsequenz schlägt er die Aufwertung des Finanzbeirates auf einen Finanzausschuss vor. Eine Situation wie in der letzten Gemeinderatssitzung soll nicht mehr entstehen. 

BM Rippl begrüßt ebenfalls die erzielte Einigung. Auch er spricht sich für Einsparungen (Telefon, Müllgebühren udgl.) aus.  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Voranschlag für das Jahr 2004 und dem Dienstpostenplan für 2004 die Zustimmung in der vorliegenden Form zu erteilen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   
23 
Ja

0  Nein  

GREM Gabriele Ofenböck und GREM Albert Thür waren bei der Abstimmung nicht anwesend

B e s c h l u ß

Der vom BM vorgelegte Entwurf des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde Lengau und die Festsetzung des Dienstpostenplanes für das Finanzjahr 2004 wird in der vorgelegten Fassung ohne Änderungen mehrheitlich genehmigt und wie folgt festgesetzt:

ORDENTLICHER VORANSCHLAG

	Gruppe
	E I N N A H M E N
	Voranschlag

2004
	Voranschlag

2003

	0

1

2

3

4

5

6

7

8

9
	Vertretungskörper und allg. Verwaltung

Öffentliche Ordnung und Sicherheit

Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft

Kultur und Kultus

Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung

Gesundheit

Straßen- und Wasserbau, Verkehr

Wirtschaftsförderung

Dienstleistungen

Finanzwirtschaft
	107.800,00

100,00

226.700,00

300,00

15.700,00

15.700,00

69.900,00

0,00

1.243.000,00

3.494.900,00
	120.400,00

3.350,00

227.800,00

300,00

15.700,00

300,00

28.100,00

0,00

1.306.300,00

3.781.090,00

	
	
	5.174.100,00
	5.483.340,00


	Gruppe
	A U S G A B E N 
	Voranschlag

2004
	Voranschlag

2003

	0

1

2

3

4

5

6

7

8

9
	Vertretungskörper und allg. Verwaltung

Öffentliche Ordnung und Sicherheit

Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft

Kunst, Kultur und Kultus

Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung

Gesundheit

Straßen- und Wasserbau, Verkehr

Wirtschaftsförderung

Dienstleistungen

Finanzwirtschaft
	811.100,00

35.200,00

793.300,00

27.600,00

668.900,00

625.700,00

588.900,00

6.000,00

1.144.000,00

473.400,00
	836.400,00

29.050,00

855.510,00

61.540,00

655.600,00

587.100,00

340.300,00

5.100,00

1.219.800,00

892.940,00

	
	
	5.174.100,00
	5.483.340,00


Einnahmen des ordentlichen Voranschlages                                 
5.174.100,00


5.483.340,00
     
 

Ausgaben des ordentlichen Voranschlages                                   
5.174.100,00 

5.483.340,00           

Überschuß (+), Fehlbedarf (-)                                                                 0,00                          0,00

AUSSERORDENTLICHER VORANSCHLAG

	Gruppe
	E I N N A H M E N
	Voranschlag

2004
	Voranschlag

2003

	1630

1631

2120

2121

2122

2123

2124

2401

6120

6122

6123

6124

8210

8510

8515

8516

8517
	Tanklöschfahrzeug Lengau

Grundankauf FF Lengau

Hauptschule Friedburg (Anbau)

Generalsanierung Volks- und Hauptschule

Zwischenfinanzierung Abschnitt 2120

Hauptschulanbau I

Hartplatz  Hauptschule Friedburg

Kindergartenneubau Schneegattern 

Straßenbau 2002-2004

Gehsteigbau Friedburg 

Brückenbau

Regenwasserabläufe

Fahrzeuge

Abwasserbeseitigung RHV Mattig-Hainbach

Abwasserbes. Gassl-Schneegattern-Höcken BA 04

Abwasserbeseitigung Bach BA 05

Abwasserbeseitigung BA 06 – Flörlplain/Teichstätt
	130.000,00

40.000,00

0,00

153.000,00

0,00

0,00

0,00

96.300,00

150.000,00

87.000,00

0,00

6.000,00

33.200,00

67.500,00

0,00

0,00

0,00


	0,00

150.300,00

0,00

93.500,00

0,00

2.200,00

68.000,00

0,00

218.000,00

341.500,00

258.900,00

16.900,00

116.900,00

0,00

0,00

0,00

218.000,00



	
	
	763.000,00
	1.484.200,00


	Gruppe
	A U S G A B E N
	Voranschlag

2004
	Voranschlag

2003

	1630

1631

2120

2121

2122

2123

2124

2401

6120

6122

6123

6124

8210

8510

8515

8516

8517
	Tanklöschfahrzeug Lengau

Grundankauf FF Lengau

Hauptschule Friedburg (Anbau)

Generalsanierung Volks- und Hauptschule

Zwischenfinanzierung Abschnitt 2120

Hauptschulanbau I

Hartplatz  Hauptschule Friedburg

Kindergartenneubau Schneegattern 

Straßenbau 2002-2004

Gehsteigbau Friedburg 

Brückenbau

Regenwasserabläufe

Fahrzeuge

Abwasserbeseitigung RHV Mattig-Hainbach

Abwasserbes. Gassl-Schneegattern-Höcken BA 04

Abwasserbeseitigung Bach BA 05

Abwasserbeseitigung BA 06 – Flörlplain/Teichstätt


	130.000,00

40.000,00

0,00

153.000,00

0,00

0,00

0,00

96.300,00

150.000,00

87.000,00

0,00

6.000,00

33.200,00

67.500,00

0,00

0,00

0,00
	0,00

150.300,00

0,00

93.500,00

0,00

2.200,00

68.000,00

0,00

218.000,00

341.500,00

258.900,00

16.900,00

116.900,00

0,00

0,00

0,00

218.000,00

	
	
	763.000,00
	1.484.200,00


Einnahmen des außerordentlichen Voranschlages                                 

763.000,00

1.484.200,00     Ausgaben des außerordentlichen Voranschlages                                   
763.000,00

1.484.200,00     Überschuß (+), Fehlbedarf (-)                                                                               0,00                     0,00
2. Genehmigung des Mittelfristigen Finanzplanes der Gemeinde Lengau 

(Fin-902)

Der BM weist darauf hin, dass der Mittelfristige Finanzplan ebenso in den Sitzungen des Finanzbeirates vorberaten wurde und der Entwurf den einzelnen Fraktionen zugegangen ist. Er weist darauf hin, dass laut Schreiben LR Ackerl vom 22. Februar für LFB A2 der FF Schneegattern BZ-Mittel für 2006 und 2007 in Höhe von jeweils € 60. 000.—zugesagt wurden. Vom LFK wurde eine Beihilfe in Höhe von € 73.000.--  in zwei Teilbeträgen von jeweils € 36.500.—für 2005 und 2006 bewilligt. Diese Beträge sind im mittelfristigen Finanzplan noch nicht enthalten, da die Zusagen erst nach Kundmachung des MFP beim Gemeindeamt eingelangt sind. Diese Zusagen sind im MFP für 2005 vorzusehen.

GR Thomas Ofenböck tritt dafür ein, auch vom Land einen Mittelfristigen Finanzplan zu verlangen und verweist auf die schwierige finanzielle Situation der Gemeinden. 

BM Rippl empfindet die Situation ebenfalls als unbefriedigend, da Vorhaben durch die Gemeinde vorfinanziert werden müssen und Zahlen über Zuschüsse durch das Land nicht vorhanden sind.

GV Michael Weber empfindet den Mittelfristigen Finanzplan als ein ziemlich wertloses Papier, da keine Vorausplanung wegen mangelnder Zusagen des Landes möglich ist. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Mittelfristigen Finanzplan der Gemeinde Lengau für das Jahr 2004 die Zustimmung zu erteilen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
23
Ja









   




  0
Nein 

GREM Gabriele Ofenböck und GREM Albert Thür waren bei der Abstimmung nicht anwesend










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig  genehmigt.

3. Genehmigung des Rechnungsabschlusses für das Haushaltsjahr 2003.

(Fin-904-0)

Der BM führt aus, das der Rechnungsabschluss durch den Prüfungsausschuss am 16.2.2004 geprüft wurde und dass ein Entwurf des Rechnungsabschlusses den Fraktionen zugegangen ist und erläutert, dass der ordentliche Haushalt einen Sollüberschuss in Höhe von € 108.816,02 aufweist und der außerordentliche Haushalt einen Sollfehlbetrag von € 131.421,13. Dieser Fehlbetrag erklärt sich aus ausständigen BZ-Mitteln und Landeszuschüssen. Der BM ersucht um Debattenbeiträge zum Rechnungsabschluss. Der BM verliest das Schreiben LR Ackerl vom 25.2.2004 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Rechnungsabschluss der Gemeinde Lengau für das Jahr 2003 die Zustimmung zu erteilen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
 Ja










B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

4. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses über die durchgeführte Kassenprüfung vom 16.02.2004.
















(Gem-014-0)

GR Alois Brandstötter in seiner Eigenschaft als Obmann des Prüfungsausschusses erstellt folgenden Bericht über die durchgeführte Kassenprüfung vom 16.02.2004:

Die Kassa wurde in Ordnung befunden. Es wurde festgestellt, dass der Sollüberschuss im Finanzjahr 2003 € 108.816,02 beträgt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Kassenprüfungsbericht über die durchgeführte Kassenprüfung vom 16.02.2004 zur Kenntnis zu nehmen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

5. Genehmigung des Kaufvertrages Fleischmann/Erhart für den Ankauf des Grundstückes 109/1, KG Friedburg mit einer Restfläche von 1.467 m² gemäß Grundsatzbeschluss vom 07.04.2000
















(Gem-840-1)

Der BM führt aus, dass der Kauf dieses Restgrundstückes durch den Gemeinderat bereits in der Sitzung vom 07.04.2000 zu den Bedingungen der Grundabtretungsniederschrift vom 29.02.2000 grundsätzlich bewilligt und der überwiegende Teil des Kaufpreises in Höhe von ATS 1.023.750,-- = € 74.398,81 bereits am 17.04.2000 ausbezahlt wurde. Beabsichtigt war die Eigentumsübertragung nach Vorliegen der Vermessungsurkunde nach § 15 Liegenschaftsteilungsgesetzes durchführen zu lassen. Die Vermessungsurkunde wurde durch DI Schöllhammer Ende August 2003 ausgearbeitet, wobei durch Herrn Achleitner der Liegenschaftsabteilung des Amtes der O.Ö. Landesregierung am 12.02.2004 telefonisch mitgeteilt wurde, dass die beabsichtigte Art und Weise der Eigentumsübertragung im Grundbuch nach den Bestimmungen des Liegenschaftsteilungsgesetzes aufgrund der Kaufpreishöhe nicht möglich ist. Es wurde daher über das Büro Estermann und Partner ein entsprechender Kaufvertrag (ANLAGE 5) in Auftrag gegeben, welcher in der heutigen Sitzung genehmigt werden soll. Der Restkaufpreis beträgt € 228.91, welcher je zur Hälfte an Frau Erhart bzw. Frau Fleischmann auszuzahlen ist.

Eine Kopie des Kaufvertrages wurde durch das Büro Estermann bereits an Frau Erhart bzw. Frau Fleischmann übermittelt. 

GR Thomas Ofenböck erkundigt sich bezüglich der geplanten Wasserretension auf diesem Grundstück? Er hält eine Wasserretension auf diesem Grundstück für einen Nonsens, da ihm der Grund zu wertvoll erscheint. BM bestätigt, dass dieses Problem nach wie vor akut ist, da die Wasserableitung des Gehsteiges Eichinger wasserrechtlich zu klären ist. 

VBM Martin Muigg erachtet eine Retensionsfläche im Ortsgebiet als Verschwendung. Der Gegenstand der heutigen Beschlussfassung ist die Genehmigung des Kaufvertrages. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Entwurf des Kaufvertrages (ANLAGE 5) in der vorliegenden Form zu beschließen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

6. Grundsatzbeschluss für den Tausch einer Teilfläche aus dem Grundstück 109/1, KG Friedburg (früher Erhart/Fleischmann) mit dem Grundstück 112/1 der Ehegatten Franz und Berta Voggenberger.













(Gem-840-5)

Der BM informiert, dass bereits durch Alt-BM Trischitz ein Tausch betreffend des Grundstücks 109/1, KG Friedburg (frühere Eigentümer Fleischmann/Erhart) mit dem Grundstück der Ehegatten Voggenberger 110/1 grundsätzlich vereinbart wurde, wobei durch diese Tauschvereinbarung sowohl die Gemeinde Lengau als auch die Ehegatten Voggenberger Vorteile in der Ausformung und Gestaltung der Grundstücke erzielen. Lt. Vermessungsurkunde DI Fleischmann, GZ: 32071/03 wurde der Tausch in der Weise vorgenommen, dass die zu tauschenden Teile  mit 286 m² flächengleich sind. Die Auszahlung einer diesbezüglichen Entschädigung hat daher zu entfallen. 

Für den noch abzuschließenden Tauschvertrag ist jedoch im Zuge der heutigen Sitzung grundsätzlich zur klären, wer die Kosten der Vermessung (€ 1.440,--) bzw. die Kosten der Errichtung des Tauschvertrages und der Eintragung dieser in das Grundbuch übernehmen soll. Lt. Herrn Voggenberger wurde durch Herrn Alt-BM Trischitz zugesagt, dass  die Kosten der Vermessung alleine durch die Gemeinde Lengau getragen werden, die Kosten für die Errichtung des Tauschvertrages sollen je zur Hälfte durch die Gemeinde Lengau bzw. durch die Ehegatten Voggenberger übernommen werden. Die Eintragungsgebühren für die Änderung im Grundbuch werden ebenfalls jeweils zur Hälfte übernommen.

GR Voggenberger weist darauf hin, dass der Tausch 1:1 erfolgt. Die Vorteile der Gemeinde sind mindestens so hoch wie für ihn, denn durch den Grundtausch ergibt sich eine Bebaubarkeit der Fläche der Gemeinde. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den flächengleichen Grundtausch gemäß der Vermessungsurkunde des DI Fleischmann, GZ 32071/03, vom 02.12.2003 zu genehmigen. Die Kosten für die Vermessung werden zur Gänze durch die Gemeinde und die Kosten für die Vertragserrichtung und für die Grundbuchsänderung werden je zur Hälfte durch die Vertragspartner getragen.   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  24 Ja

1 Enthaltung (GR Voggenberger Franz wegen 


















  Befangenheit)
B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

7. Betreubares Wohnen Friedburg – Abschluss einer Betreuungsvereinbarung mit dem Hilfswerk Munderfing. 














(Soz-420)

GR Ann Sutter erläutert, dass in der Sitzung des Ausschusses für Soziales, Familie, Senioren und Wohnungsvergabe beschlossen wurde dem Gemeinderat vorzuschlagen den Betreuungsauftrag für Betreubares Wohnen Friedburg an das Hilfswerk Munderfing zu vergeben.  Sie berichtet, dass im Bezirk Braunau derartige Betreuungen durch das Rote Kreuz Braunau und das Hilfswerk Munderfing angeboten werden. Es wurden von beiden Institutionen Angebote eingeholt. 

Die Leistungen sind gleichwertig, die Kosten sind beim Hilfswerk Munderfing günstiger. Die Betreuungsperson soll aus der Gemeinde Lengau kommen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die heute vorliegende Vertragsfassung für die Betreuungsvereinbarung mit dem Hilfswerk Munderfing zu beschließen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

8. Entscheidung über den Beitritt der Gemeinde Lengau zum Projekt „Europäischer Pilgerweg“ des Regionalverbandes Salzburger Seengebiet. 




(Gem-616-1)

Der BM führt aus, dass der „Europäische Pilgerweg“ von Regensburg nach St. Wolfgang errichtet werden soll. Dieser Pilgerweg besteht nicht aus einem einzigen Weg sondern aus einem Wegenetz. 

Der Verlauf des Pilgerweges in der Gemeinde Lengau sieht drei Varianten vor: 

· Munderfing – Aug - Lengau – Lochen oder 

· Aug - Teichstätt - Heiligenstatt - Friedburg - Grenadierweg - Hohlgasse - Lengau oder

· Teichstätt - GW Holz – Lengau. 

Der Unterstützungsbeitrag der Gemeinde Lengau beträgt für die Jahre 2003 bis 2005 jeweils 

€ 224,81 = € 674,43

VBM Muigg ist der Ansicht, dass der Name „Europäischer Pilgerweg“ irreführend ist, da er eher touristisch als religiös motiviert ist. 

GR Thomas Ofenböck erkundigt sich ob eine Zusage bereits erfolgt ist und was mit dem Geld geschieht. Der BM führt aus, dass mit diesen Beiträgen Tafeln, Folder, Landkarten usw. angekauft werden. Eine diesbezügliche Erklärung wurde durch Alt-BM Trischitz  bereits unterfertigt wurde. 

VBM Muigg weist darauf hin, dass die Kosten gering sind. 

GREM Gabriele Ofenböck erkundigt sich was nach 2005 geschieht. VBM Muigg ist der Ansicht, dass diese Subvention eine Starthilfe darstellt und das Projekt sich anschließend selbst finanziert. GR Thomas Ofenböck hält fest, dass über eine Weiterfinanzierung nach 2005 neu entschieden wird. 

GV Erika Pendelin berichtet, dass durch die Tourismusverbände Salzburger Seengebiet und Mondseeland eine laufende Projektbetreung, Markierung der Wege, Kommunikation mit Gemeinden usw. erfolgen soll. An der Erstellung dieses Pilgerweges haben sich Gemeinde- und Pfarrkirchenräte beteiligt. 

GV Josef Schinwald weist darauf hin, dass dabei auch Sehenswürdigkeiten beworben werden und der Weg daher auch touristisch nicht nur religiös aufgebaut ist. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Unterstützungsbeitrag für die Errichtung des „Europäischen Pilgerweges“ für die Jahre 2003 bis 2005 in Höhe von jährlich € 224,81 zu genehmigen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

9. Grundsatzbeschluss betreffend den Anschluss der öffentlichen Gebäude in Friedburg an ein Biomasse-Fernwärmenetz.













(Schul-2112-0)

Der BM berichtet, dass ein gemeinsamer Antrag aller Gemeinderatsfraktionen vom 16.02.2004 vorliegt (ANLAGE 6), welchen er im Wortlaut verliest und um Debattenbeiträge ersucht. 

Robert Reitsamer vertritt die Ansicht, dass die Stromheizungen in den öffentlichen Gebäuden wirtschaftlich unrentabel und anfällig sind. Der Anschluss der Gebäude ist wichtig für die Errichtung einer Biomassefeuerungsanlage. 

Für GR Thomas Ofenböck ist dieser Beschluss ein Schritt in die richtige Richtung zur Nutzung von erneuerbarer Energie um das Kyoto-Ziel zu erreichen.  

GR Franz Bauer begrüßt die Fassung dieses Grundsatzbeschlusses. Er weist darauf hin, dass auch eine bäuerliche Gruppe sich für die Errichtung eines Biomasseheizwerkwerkes einsetzt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die öffentlichen Gebäude (Gemeindezentrum, Kindergarten, Volks- und Hauptschule) auf ein wassergetragenes Heizsystem umzubauen und an ein Biomasse-Fernwärmenetz anzuschließen, sofern die Kosten für den Anschluss und Umbauarbeiten wirtschaftlich vertretbar sind. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

10. Auftragsvergabe für die Ausarbeitung einer Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeitsstudie für den Einbau eines wassergetragenen Heizungssystems in der Volks- und Hauptschule Friedburg, Kindergarten Friedburg und Gemeindezentrum.




(Schul-2112-0)

Der BM berichtet, dass am 05.02.2004 am Gemeindeamt mit Herrn Strasser in seiner Eigenschaft als Energieberater des Landes Oberösterreich im Beisein des Bürgermeisters, VBM Weichenberger, GR Johann Winkelmeier, (Martin Muigg war verhindert) eine Besprechung stattgefunden hat, die vor allem die durchzuführende Wärmedämmung bei der Volksschule Friedburg mit Zwischentrakt zum Thema hatten. An dieser Besprechung hat außerdem Arch. Otte und Herr DI Böhm als Ziviltechniker für Energieoptimierung teilgenommen.

Im Zuge dieser Besprechung wurde vorgeschlagen, für den Einbau eines wassergetragenen Heizungssystems in der Volks- und Hauptschule Friedburg, Kindergarten Friedburg und am Gemeindezentrum eine Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeitsstudie in Auftrag zu geben. Am 18.02.2004 wurde diesbezüglich bereits durch das Büro Grillenberger und das Büro Stampfer ein Lokalaugenschein durchgeführt. Ein von DI Otte namhaft gemachtes Büro bot nicht an.  

Es boten an: 

TB Ing. Stampfer, Salzburg, vom 27.02.2004



€ 4.200.—

TB Ing. Grillenberger, Perg, vom 19.2.2004




€ 5.000.—

GR Thomas Ofenböck berichtet, dass GR Johann Winkelmeier beide Firmen kennt und ihnen vertraut. Die oberöstereichische Firma hat wahrscheinlich die besseren Kontakte zum Land OÖ und der damit verbundenen Förderungsmöglichkeiten. 

BM Rippl ergänzt, dass das TB Stampfer auch öfters mit DI Otte zusammen arbeitet.  

VBM Muigg erachtet, das Einrechnen der Förderungen als sehr wichtig da das Projekt sonst unwirtschaftlich ist und dadurch ein Umstieg nicht möglich. 

Für GR Thomas Ofenböck ist der heutige Beschluss ein erster Schritt. Der Grundsatzbeschluss erscheint ihm besonders wichtig, da sonst kein Betreiber bereit ist, in Planungskosten zu investieren. Auch das Land Oberösterreich ist interessiert an Fernwärme mit Hackschnitzel. 

BM Rippl lädt die Fraktionsführer ein evt. Förderungen gemeinsam in Linz zu beantragen und verliest die Heizkostenaufstellung dieser Gebäude. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Auftrag für die Ausarbeitung einer Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeitsstudie für den Einbau eines wassergetragenen Heizungssystems in der Volks- und Hauptschule, im Kindergarten Friedburg und im Gemeindezentrum an das TB Ing. Stampfer zu einem Preis von € 4.200.— zu vergeben. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

11. Gehsteig Mittererb – Beschluss zur Durchführung der Grundablöse und Beschlussfassung zur Errichtung.















(Gem-616-2)

In der Sitzung des Gemeinderates vom 30.10.2003 wurde unter TOP 12 der Beschluss gefasst, ein für den Bereich Mittererb entsprechendes Gehsteigprojekt über die Landesbaudirektion in Auftrag zu geben. Dieses Projekt ist am 05.02.2004 samt einer Kostenschätzung über Gesamtbaukosten von       € 62.333,20 eingelangt. Diese Kosten sollen je zur Hälfte durch das Amt der O.Ö. Landesregierung bzw. der Gemeinde Lengau getragen werden. Die Kosten der Grundablöse sind in der vorgenannte Summe noch nicht enthalten und sind ebenfalls mit  50 % durch die Gemeinde Lengau zu übernehmen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die Durchführung der Grundeinlöseverhandlungen durch das Amt der O.ö. Landesregierung zu beantragen und anschließend die Errichtung des Gehsteiges Mittererb gemäß vorliegenden Projekt zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

12. Sanierung der Volks- und Hauptschule Friedburg – 3. Bauabschnitt (Wärmedämmung für Volksschule und Zwischentrakt) – Beschluss eines Finanzierungsplanes lt. Schreiben der O.Ö. Landesregierung, Abteilung Gemeinden vom 02.02.2004, AZ: Gem-311021/313-2004-Rei/Pl.


















(Schul-2120-0)

Der gegenständliche Bauabschnitt (Wärmedämmung der Volksschule und des Zwischentraktes) soll innerhalb von 2 Jahren (2004 und 2005) errichtet werden (€ 153.000,-- / 2004 und € 130.000,-- / 2005). Gesamtbaukosten € 283.000,--.

Die Bewilligung zum vorzeitigen Baubeginn wurde nunmehr mit Schreiben vom 02.02.2004 durch die Abteilung Gemeinden unter der Voraussetzung erteilt, dass die Baukosten zur Gänze aus Mitteln des ordentlichen Haushaltes aufgebracht werden. Über die allfällige Gewährung von Bedarfszuweisungsmitteln bzw. Landeszuschüssen durch die Abteilung Bildung, Jugend und Sport wird erst zu einem späteren Zeitpunkt entschieden und ist im Anschluss daran ein neuer, geänderter Finanzierungsplan zu beschließen. 

Der BM erachtet es als sinnvoller einen Baukörper nach dem anderen fertig zu machen. Die Sanierung ist aus technischen Gründen durchzuführen und durch die Gemeinde vor zu finanzieren. Eine Bewilligung nach § 86 o.ö. GemO liegt vor. 

GR Thomas Ofenböck bedauert, dass noch keine Fördermittel des Landes in Aussicht gestellt wurden. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Finanzierungsplan in der Form zu beschließen, dass die erforderlichen Mittel in Höhe von ca. € 283.453.— für die Sanierung der Volks- und Hauptschule Friedburg – 3. Bauabschnitt (Wärmedämmung) aus Mitteln des ordentlichen Haushaltes aufgebracht werden müssen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

13. Energiewerkstätte GmbH, 5211 Heiligenstatt 24 – Antrag zur Änderung des Flächenwidmungsplanes auf Ausweisung als Sondergebiet des Baulandes für 4 Standorte einer Windkraftanlage – Einleitung des Verfahrens.






(Gem-031-0)

VBM Martin Muigg berichtet, dass der Antrag der Energiewerkstätte in der Sitzung des Ausschusses für Straßenbau und Raumplanung am 10.2.2004 behandelt wurde und dabei dem Gemeinderat eine Einleitung des Verfahrens für die auf dem Gebiet der Gemeinde Lengau befindlichen 4 Standorte empfohlen wurde. Die Informationsveranstaltung in Schneegattern war gut besucht und es herrschte einne positive Stimmung unter der Bevölkerung. 

GR Thomas Ofenböck begrüßt die Einleitung des Verfahrens. Teilweise vorhandene Bedenken sind  verständlich. Er lobt die transparente Vorgangsweise der Energiewerkstatt, welche von anderen Institutionen, z.B. von der RAG, nicht gepflegt wird. Allfällige Bedenken sind mit den Kritikern auszudiskutieren. 

VBM Weichenberger sieht gewisse Irritationen durch die Größe von 30 Anlagen. Davon sind 4 auf unserem Gemeindegebiet und  10 weitere unmittelbar angrenzend. Es handelt sich um eine alternative Energieform, der man sich nicht verschließen soll und die er für besser als Atommeiler erachtet. Die Bürger sind offensichtlich positiv eingestellt und daher ist auch die SPÖ dafür. 

Der BM berichtet über ein Gespräch mit Thomas Sutter. Ein Umweltverträglichkeitsverfahren wurde durch die Gemeinde eingeleitet und am 20.1.2004 an das Land abgesandt. Bisher ist keine Reaktion erfolgt. 

Für GR Franz Voggenberger stellt sich die Frage ob es bei vier Anlagen in unserer Gemeinde bleibt oder ob durch den Widerstand in anderen Gemeinden eine Verlegung von weiteren Anlagen nach Lengau die Folge sein könnte. Für ihn stellt sich auch die Frage des Landschaftsschutzes. Den Wirkungsgrad zwischen 12-20 % erachtet er als mager. Aber auch er tritt dafür ein, dieses Projekt nicht zu verhindern.  

Der BM berichtet, dass er bei der Präsentation in Schneegattern verlangt hat, ein Konzept für den Verkehr zu erarbeiten, da 400 LKW-Fahrten pro Windrad erforderlich sind. Er hat dabei die Zusage erhalten, dass ein derartiges Konzept erstellt wird und die Zufahrt von Richtung St. Johann/Frauschereck erfolgen wird.  Die Einleitung  des Verfahrens wird aufgrund der Stellungnahmen der Fachdienststellen ein Ergebnis bringen.  

GR Norbert Hellermann weist ebenfalls darauf hin, dass defakto 9 Anlagen in der Gemeinde bzw. in unmittelbarer Nachbarschaft auf Gebiet der Gemeinde Pöndorf (Alte Rieder Straße) entstehen. 

GREM Albert Thür sieht keine Problematik an der Errichtung der Windkraftanlagen im Wald, da dort bereits genug Einbauten sind. Die Farbgestaltung dieser Anlagen wurde im Bauausschuss angesprochen und er hofft, dass dabei  vielleicht eine Änderung möglich ist. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

der Einleitung des Verfahrens zur Ausweisung als Sondergebiet des Baulandes für 4 Standorte einer Windkraftanlage die Zustimmung zu geben.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
Ja








   






  1  Nein (Mayer Helmut)
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

14. Antrag der ÖVP-Fraktion um Aufwertung des Finanzbeirates in einen Ausschuss für Finanz-angelegenheiten (ANLAGE 7).












(Gem-004-4)

GV Michael Weber führt aus, dass bei der konst. Sitzung ein Finanzbeirat eingerichtet wurde. Eine Notwendigkeit für die Aufwertung zu einem Ausschuss sieht er insbesondere durch die Schwierigkeiten bei der Budgeterstellung und die Großvorhaben in den nächsten Jahren sowie eine Vielzahl anderer Projekte, gegeben. Die Vorteile eines Finanzausschusses sieht er darin, dass dieser nicht nur durch den BM einberufen werden kann, der Ausschuss muss mind. 1 x pro Quartal tagen, die Entsendung von Ersatzmitgliedern ist möglich und eine Verhandlungsschrift ist  vorgesehen. 

Seine Fraktion will mehr mitberaten, um Schwierigkeiten bei Budgeterstellung zukünftig zu vermeiden. 

VBM Weichenberger räumt ein, dass es viele Missverständnisse in der vorherigen Periode gegeben hat. Er verweist auf die Vorgespräche vor der konstituierenden Sitzung. Der Termindruck nach den Wahlen führte zu wenigen Besprechungen. Die Kritik an der Budgeterstellung weist er zurück. Es soll nicht der Eindruck entstehen, dass BM und SPÖ allein agieren wollen. 

Er weist darauf hin, dass Zahlen welche notwendig sind, nicht vorhanden bzw. zu korrigieren sind. Der Nachteil an einem Ausschuss, welcher mit 3 SPÖ , 3 ÖVP, 1 BWG besetzt ist, besteht darin, dass im Beirat auch die FPÖ vertreten ist und diese in einem Ausschuss ausgeschlossen wäre. Die nächste Sitzung ist bereits für Mitte März anberaumt. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass die Schwierigkeiten beim Budget nicht erst in letzter Sitzung aufgetreten sind. Seiner Ansicht nach ist Zusammenarbeit gefragt. Ein Ausschuss bedeutet mehr Verbindlichkeit. Die FPÖ ist im Ausschuss mit beratender Stimme ebenso vertreten wie die Grünen in den letzten Jahren. Er weist darauf hin, dass in der Stadt Braunau in den letzten 2 Legislaturperioden ein Finanzausschuss installiert war, welcher sich gut bewährt hatte. Zusätzlich sollen Vereinsförderungen im Ausschuss beraten werden, da es sich um öffentliche Gelder handelt und dabei Transparenz erforderlich ist. 

GV Weber tritt dafür ein, dass heute ein Grundsatzbeschluss, dass ein Ausschuss gebildet werden soll, gefasst werden soll. Bis zur nächsten GR-Sitzung soll Größe des Ausschusses und die Personen festgelegt werden. 

GR Voggenberger sieht Vorteile bei einem Ausschuss. Der Mittelfristige Finanzplan ist kopf- und fußlos. Ein Ausschuss könnte sich Gedanken machen, wie es weitergehen soll. Als Beispiel führt er den UNIMOG-Ankauf im letzten Jahr an. Plötzlich musste das Fahrzeug ausgetauscht werden. Ein Finanzausschuss könnte sich Gedanken machen, wann Fahrzeuge ausgewechselt werden sollen. Ebenso die Finanzmittel für Feuerwehren, Schulen, Gebäude, usw.  Ein Finanzausschuss ist auch für den BM ein Vorteil. Er bietet eine ehrliche Mitarbeit in einem Finanzausschuss an. 

BM Rippl ist der Ansicht, dass eine Behandlung des Mittelfristigen Finanzplanes ist im Ausschuss gleich wie im Beirat ist. Die anfallenden Sondervorhaben für die nächsten Jahre ergeben genug Arbeit. Die Beschlussfassung erfolgt letztendlich im GR. Eine Vorberatung ist sowohl im Ausschuss als auch im Beirat möglich. Er ruft in Erinnerung, dass der Finanzbeirat am 18.12.2003 wegen Budget getagt hat. Bis 8.1.2004 wären Änderungen möglich gewesen, es ist jedoch niemand gekommen. Miteinander soll eine vernünftige Linie gefahren werden. Jeder soll seine Kontakte zum Wohl der Gemeinde nutzen. 

GR Voggenberger erachtet die Zeit für Änderungen als zu kurz, wegen der Komplexität der Materie. Der Vorteil im Ausschuss ist eine umfangreiche Befassung

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass die letzten Beiratsgespräche positiv waren. Personell ändert sich für seine Gruppierung nichts. Ein Ausschuss ist verbindlicher und es gibt ein Protokoll über die Sitzung. In der momentanen Situation ist es egal, aber generell erachtet er einen Ausschuss als sinnvoller. Er stellt den Zusatzantrag, dass Projektsubventionen für Vereine im Finanzausschuss dort verhandelt werden sollen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

der Aufwertung des bisherigen Finanzbeirates in einen Ausschuss für Finanzangelegenheiten, in dem die Projektsubventionen der Vereine behandelt werden, die Zustimmung zu geben.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
15 Ja (ÖVP, BWG, FPÖ)









   





  9 Nein (SPÖ außer BM Rippl)















  1 Enthaltung (BM Rippl)
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

15. Unterschriftenliste (ANLAGE 8) – Johann Anglberger, 5211 Unterehreneck 2

a) Grundsatzantrag – Durch den Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer.











(Verk-611-0)

Der BM weist darauf hin, dass gleichlautende Anträge in den beiden letzten Sitzungen des Gemeinderates bereits behandelt wurden, wobei folgende Beschlüsse gefasst wurden:

Ein Verzicht auf Zwangsumwidmungen für das gesamte Gemeindegebiet wurde durch den Gemeinderat abgelehnt. Beschlossen wurde jedoch der Verzicht auf Durchführung einer Zwangsumwidmung für Grundflächen welche im zukünftigen Gewerbegebiet Lengau liegen.

Derzeit sind Umwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer weder geplant noch anhängig. Daher ist dieser Antrag derzeit nicht relevant. 

Für GR Thomas Ofenböck ist dieser Antrag mehr als relevant. Die Vorgehensweise beim Straßenprojekt Umfahrung Lengau ist beschämend. Der Beschluss für die Umfahrung Lengau erfolgte bereits 1999. Es handelte sich um eine Entscheidung für ein Projekt gegen den Willen der Grundeigentümer, obwohl diese rechtsanwaltlich vertreten sind. Einwendungen dagegen wurden eingebracht. Die Bevölkerung in Lengau leidet unter verstärktem LKW-Verkehr. Der Druck wird größer und den Grundbesitzern wird der schwarze Peter zugeschoben. Schuld an Verkehrsmisere sind jene, die dieses Projekt verfolgen. Er berichtet, dass es eine Verwaltungsgerichtshofbeschwerde gibt, die zwar keine aufschiebende Wirkung hat. Wenn der Verwaltungsgerichtshof diese Verordnung aufhebt bleibt keine Zufahrt für die Fa. Palfinger. Hinsichtlich der Kosten ist er der Ansicht, dass Sparen notwendig ist. Es fallen jeweils € 200.000.—für die Gemeinde für 1. und 2. Bauabschnitt an. Die Kosten für den Ankauf der sauren Wiese betrugen S 3.000.000.—. Daraus ergeben sich Gesamtkosten für die Gemeinde von € 650.000.— ohne einen Meter zu bauen. Durch die Plattform Lengau wurde bereits am 18.4.2001 ein Antrag eingebracht, dass sich die Gemeinde bei drohenden Enteignungen zurückziehen soll. Dieser Antrag wurde vom GR abgelehnt und das Nonsensprojekt weiterverfolgt. Seiner Ansicht nach gibt es andere Möglichkeiten Lengau vom LKW-Verkehr zu befreien. Er verweist auf die Ungereimtheiten dieses Umfahrungsprojektes, wie die Versetzung der Ehrenecker-Straße und den Entfall des Kreisverkehres bei der Fa. Palfinger. Er vertritt die Ansicht, dass dieser Streit keine 1 Mio. € wert ist. 

VBM Martin Muigg weist darauf hin, dass Leute unterschrieben haben, die keinen Grund im Betriebsbaugebiet haben. Diese sind offenbar von einer andere Interpretation ausgegangen.  

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer im Betriebsbaugebiet Lengau durchzuführen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  12 Ja   (BWG, GREM Fuchs Johann, GR Franz Bauer, GR Brandstötter Alois, VBM Martin Muigg, GV Michael Weber, GV Josef Schinwald, BM Erich Rippl



                                                                     11 Nein (GR Franz Voggenberger, GR Josef Katsch, Mitglieder der SPÖ-Fraktion – ausgenommen BM Rippl) 

0 Enthaltungen: GR Bernhard Anzinger, 



















GR Walter Fuchs
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich abgelehnt.

b) Umfahrung Lengau L1044 Baier Straße: Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates über die Enteignung der betroffenen Grundstückseigentümer 

(Verk-611-0)

Ein gleichlautender Antrag von Johann Angelberger und Hildegard Schinwald wurde in den letzen Sitzungen des Gemeinderates abgelehnt. 

GREM DI Thür erkundigt sich wie viele Unterschriften bereits vorliegen und ob weitere eingetroffen sind. Er fragt den BM ob er in nächster Zeit mit weiteren Unterschriften rechnet. 

Der BM berichtet, dass 63 Unterschriften bei der Erstellung der Tagesordnung vorlagen. Heute Nachmittag sind weitere Unterschriftslisten eingelangt. Ob noch weitere Unterschriften kommen werden, kann er nicht beurteilen. 

GREM DI Thür weist darauf hin, dass es Gegner für die Umfahrung weiterhin gibt und schließt sich der Argumentation von Thomas Ofenböck an. 

Der BM berichtet, dass in der Zwischenzeit zwei Grundeinlösungsverhandlungen stattgefunden haben. Es gab Verhandlungen mit jedem einzelnen Grundeigentümer, wobei auch die Gewährung einer Bedenkzeit möglich ist. Durch den Verhandlungsleiter HR Mag. Schwarzenbrunner erfolgt eine Aufklärung was bei Leistung der Unterschrift erfolgt und was eine Enteignung bringt. HR Schwarzenbrunner hat ihm mitgeteilt, dass dieses Projekt durch LR Anschober und LHStv. Hiesl besprochen wurde.  

GR Thomas Ofenböck wendet ein, dass bei diesen Grundeinlöseverhandlungen lediglich Vorverträge abgeschlossen werden. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die laut Unterschriftenliste beantragte Aufhebung des Beschlusses vom 06.09.2002, TOP 19 abzulehnen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  

19 Ja (SPÖ, ÖVP)









   






  5 Nein (BWG)















  1 Enthaltung (GR Fuchs Walter)

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

16. Unterschriftenliste (ANLAGE 9) – Johann Anglberger, 5211 Unterehreneck 2

a) für eine bahnnahe Aufschließung zur Firma Palfinger (Römerweg oder Lastenstraße).





















(Verk-611-0)

Der BM führt aus, dass diese Aufschließungsvariante bereits im Zuge der Variantenuntersuchung von der Abteilung Straßenverkehrsplanung, als eine von vier Varianten, untersucht und als nicht geeignet eingestuft wurde. Diese Unterschriftenliste wird durch den BM im Zuge der Grundeinlöseverhandlungen dem Amt der o.ö. Landesregierung übergeben. Er verliest das Schreiben des Landes, dass vier weitere Trassenführungen durch das Land geprüft wurden. 

GR Thomas Ofenböck wendet ein, dass die Varianten von Schwöll bis zur Firma Palfinger nie diskutiert wurden. Verkehrskonzepte wurden in den letzten Jahren gefordert. Was soll mit Schwöll passieren, wenn Verkehr bei Fa. Palfinger, wie angekündigt, steigt? Er kritisiert, dass S 50.000.000.—für ein kurzes Straßenstück ausgegeben werden, ohne einen Anschluss an das Straßennetz zu schaffen. 

GR Franz Voggenberger zeigt sich überrascht über die Behauptung, dass kein Gespräch über Varianten geführt wurde. Er hat über dieses Thema Tage am Amt verbracht. Es gibt nur eine einzige mögliche Variante, welche von Natur- und Umweltschutz gebilligt wurde. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass es vor einem Jahr eine schriftliche Anfrage an BM Trischitz gegeben hat. Darin hat dieser bestätigt, dass die Prüfung von Varianten nur ab Palfinger Richtung Lochen stattgefunden hat. Die Umweltanwalt hat sich zuerst für die Variante entlang der Bahn ausgesprochen, erst auf Druck der Gemeinde hat sie der nunmehrigen Amtstrasse entlang der Geländekante zugestimmt. 

GR Klinger Martin weist darauf hin, dass insbesondere durch die GRÜNEN der Bahntransport gefordert wird. In diesem Fall wird durch diese Trasse ein Bahnanschluss ausgeschlossen. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass ein Bahnanschluss für jeden einzelnen Betrieb ohnehin nicht möglich sein wird. Er erwartet auch keine Riesenschienenfrequenz der Bahnanschlüsse, sodass eine Querung der Aufschließungsstraße entlang der Bahn möglich wäre. Außerdem sieht er in der jetzigen Situation ein Geschäft für die Fa. LT-Lugstein. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

die vorliegende Unterschriftenliste, mit der eine bahnnahe Aufschließung gefordert wird, zur Kenntnis zu nehmen aber weiterhin auf die durch den Gemeinderat mehrheitlich beschlossene und durch das Land Oberösterreich verordnete Trassenführung zu beharren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
20
Ja (SPÖ, ÖVP, FPÖ)









   





  5
Nein  BWG
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

b) für eine Verbindung Fa. Lugstein und Fa. Palfinger (Dass der LKW- und PKW-Verkehr nicht mehr durch den Ort Lengau fahren muss).








(Verk-611-0)

Der BM erläutert, dass bei der Besprechung mit der Fa. Palfinger am 25.02.2004, eine Zufahrt entlang der Bahn durch die Firmenleitung abgelehnt wurde, da dieses am falschen Ende des Betriebsareals zu liegen kommt. 

GR Thomas Ofenböck steht auf dem Standpunkt, dass derjenige, welcher die Straßen zahlt bestimmen soll, wo Straßen gebaut werden. Die Fa. Palfinger hat sogar vor einigen Jahren um einen Nachlass des Verkehrsflächenbeitrag angesucht.  

GR Robert Reitsamer berichtet, dass er Mitarbeiter der Fa. Palfinger ist und durch die Fa. Palfinger  ein Riesenwerk in Marburg angekauft wurde und die Endmontage auch dorthin verlagert werden könnte. Die Verladung auf der Bahnseite ist aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ungünstig. 

GREM DI Thür gibt zu bedenken, dass, wenn diese Möglichkeit nicht genutzt wird, es jahrelang zu keiner Entlastung des Ortes kommt. Es fallen Kosten von € 1.000.000.—an und zusätzliche Kosten für die Aufschließung des Betriebsbaugebietes. 

Der BM führt aus, dass bei der Fa. LT Lugstein täglich 24 LKW-Transporte anfallen. Nach Herstellung der Umfahrungsstraße können diese Transporte über den Güterweg Ehreneck Richtung Umfahrung zur Fa. Palfinger geführt werden. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

Diesen Antrag zur Kenntnis zu nehmen und diese Angelegenheit bis zur Errichtung der Umfahrungsstraße zurückzustellen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
20
Ja









   





  5
Nein  BWG
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

17. Allfälliges

a) DRINGLICHKEITSANTRAG:

Der BM verweist auf den eingangs der heutigen Sitzung beschlossenen Dringlichkeitsantrag und ersucht folgende Verordnung zu beschließen:

Die beantragte Fläche der Gst.Nr. 60 und 61/2, KG Friedburg, im Ausmaß von 2.236 m² von Grünland auf Wohngebiet umzuwidmen, wobei der südwestliche Bereich, welcher den Schutzabstand zum bestehenden Betriebsbaugebiet unterschreitet als Schutzzone im Bauland (Ff) auszuweisen ist. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

Berichte des BM:

a) Der BM berichtet, dass der Warteraum in Schwöll seit 1.3. von 6.00 bis 18.30 Uhr wieder geöffnet ist. Er bittet um Unterstützung um Vandalenakte hintanzuhalten, da ansonsten wieder geschlossen werden müsste. 

b) Der BM führt aus, dass er ein Schreiben an das Amt der o.ö. Landesregierung abgesandt hat bezüglich der Absicherung der Eisenbahnkreuzungen in der Gemeinde Lengau. In der Antwort von LH-Stv. Haider teilt dieser mit, dass eine Arbeitsgruppe eingerichtet wurde, welche eine Prioritätenreihung festlegt und die Finanzierung abklärt. Das Ansuchen der Gemeinde Lengau wurde an diese Arbeitsgruppe weitergeleitet. 

ANFRAGEN:

c) GV Michael Weber lädt die Gemeinderäte und die ZuhörerInnen zu folgenden Veranstaltungen des Kulturreferates ein: 

· 16.04. – 30.04.2004: Fotoausstellung Sporer mit Vernissage am 16.04.2004

· 17.04.2004: Lesung Merkatz, 

· 23.04.2004: Riesenwegeröffnung mit Platzkonzert, Kinderwettbewerbe, 

· 18.06.2004: Jugendmusiktag, 

· 24./25.10.2004: Ausstellung Kunst und Handwerk 

d) GR Thomas Ofenböck erkundigt sich über die weitere Vorgangsweise bezüglich der Errichtung von UMTS-Mobilfunkmasten. Er befürchtet die Aufstellung von mehreren kleineren Anlagen. Er regt an einen Umweltmediziner aus Salzburg, der sich mit derartigen Angelegenheit befasst, einzuladen. Der BM berichtet dazu, dass durch das Gemeindeamt versucht wird die UMTS-Betreiber zusammenzuladen.  

e) GREM DI Thür kritisiert, dass in der Aussendung der Gemeinde angegeben wurde, dass Raschelsackerl nicht mehr über das ASZ abgegeben werden können. Er fordert eine Korrektur, da dies sehr wohl möglich ist. GR Klinger informiert, dass sie derzeit noch angenommen werden. In weiterer Folge wahrscheinlich nicht mehr. Verschmutzte Kunststoffbehälter können bereits derzeit nicht angenommen werden. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der BM um 21.50 Uhr.

Die Sitzung dauerte 2 Stunden 20 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

         Der Bürgermeister:                         Der Schriftführer:                    


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................











Der Vorsitzende







...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

